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Unsere EG-Politik lebt derzeit noch von schönen Worten 
Die liechtensteinische Position gegenüber den europäischen Integrationsbestrebungen ist noch nicht definiert 

Trotz wiederholten Forderungen, dass 
auch das Fürstentum Liechtenstein seine 
Position gegenüber der europäischen In­
tegrationspolitik im Hinblick auf die 
Schaßung des einheitlichen Binnenmark­
tes bis 1992 festlegen sollte, steht die Re­
gierung weiterhin mit leeren Händen da. 
Diese Politik der leeren Hände steht in 
einem auffallenden Kontrast zu Reisedi­
plomatie und der sie begleitenden Pro­
paganda, die den Eindruck zu vermitteln 
versucht, es stehe alles zum besten. 

Im Zeitraffer ergibt sich die Situation, 
dass Regierungschef Hans Brunhart in 
Bern weilt, in Wien über Europa spricht, 
an der EDU-Parteiführerkonferenz in 
Rhodos auf Liechtenstein - Europa ein­
geht und - die Aufzählung ist nicht voll­
ständig - in Brüssel sich mit den massge­
benden Vertretern der E G  zu Gesprä­
chen trifft. Die nachfolgende Bericht­
erstattung erweckt jeweils den Eindruck, 
als ob die Reisediplomatie von einem 
ausgefeilten liechtensteinischen Konzept 
begleitet wäre, das die Position unseres 
Landes gegenüber der Schweiz als Zoll­
vertragspartner und gegenüber der E G  
genauestens festhält. 

Wie sieht unsere Position aus? 
Nach der EDU-Parteiführerkonferenz 

in Rhodos schrieb das «Liechtensteiner 
Vaterland» den bemerkenswerten Satz: 
«Regierungschef Hans Brunhart ging im 
Rahmen der Integrationsdebatte auf un­
sere Position im Hinblick auf die neueren 
Entwicklungen der EFTA und E G  ein.» 
Das Presse- und Informationsamt der Re­
gierung (Pafl) übermittelte nach den 
Brüsseler Gesprächen eine Zusammen­
fassung, in der  es hiess: «Bei allen Ge­
sprächen bot  sich Gelegenheit, die der­
zeitige Ausgangslage Liechtensteins ge­
genüber der  europäischen Integration 
eingehend darzustellen.» Und weiter: 

Fristverlängerang 
für Goldmünzen? 

Die Regierung musste dem Land­
tag einen zweiten Gesetzesvor­
schlag über die Herausgabe der 
Goldmünzen zum 50. Regierungsju­
biläum des Landesfürsten vorlegen, 
weil die ursprünglich angegebene 
Legierung nicht stimmte. Der  Gold­
anteil wurde nicht geändert, doch 
enthält die Goldmünze auf Kosten 
des Silbergehaltes etwas Kupfer. Es  
handelt sich, wie Regierungschef 
Hans Brunhart ausführte, um die 
handelsübliche Legierung. 

FBP-Fraktionssprecher Josef Bie­
dermann regte bei der Behandlung 
der Gesetzesvorlage im Landtag an,  
die Frist für die Herausgabe der 
Gold- und Silbermünzen zu verlän­
gern. Ursprünglich war vorgesehen, 
die Abgabe für die liechtensteini­
sche Bevölkerung bis 31. Oktober 
1988 vorzunehmen. 

Regierungschef Hans Brunhart 
nahm die Anregung des FBP-Abge-
ordneten zur Fristverlängerung ent­
gegen und erklärte, die Regierung 
werde diesen Vorschlag der Liech­
tensteinischen Landesbank unter­
breiten. 

Die Fristverlängerung, die viel­
leicht einigen Bürgerinnen und Bür­
gern entgegenkommt, könnte damit 
aufgrund der Anregung des FBP-
Fraktionssprechers Wirklichkeit 
werden. 

Sehen und gesehen 
werden 

«Die Liechtensteinische Delegation 
konnte bei ihren Gesprächen auf die spe­
zifischen liechtensteinischen Gegebenhei­
ten angesichts dieser Entwicklung hinwei­
sen.» Und schliesslich: «Gleichzeitig 
konnte die liechtensteinische Delegation 
ihre Gesprächspartner auch über die wirt­
schaftliche und rechtliche Situation im 
Hinblick auf die europäische Integration 
informieren.» Nach all diesen Informatio­
nen, die den Leser im Dunkeln über den 
effektiven Inhalt lassen, aber doch den 
Eindruck emsiger integrationspolitischer 
Tätigkeiten vermitteln, bleibt die Frage 
zurück: «Wie sieht denn die liechtenstei­
nische Position aus?» Noch ist sie nir­
gends festgelegt, noch ist sie - wenigstens 
in unserem Lande nicht - weder in Ansät­
zen noch im Wortlaut veröffentlicht' 
worden. 

Immer wieder Absichtserklärungen 
Dafür können zahlreiche Absichtser­

klärungen zitiert werden, die innerhalb 
kurzer Zeit  der Öffentlichkeit preisgege­
ben wurden. I n  einer Erklärung zum dies­
jährigen Europatag - am 5. Mai - sagte 
Regierungschef Hans Brunhart mit Blick 
auf die Integrationspolitik: «Was in den 
sechziger Jahren als ehrgeiziges Unter­
fangen galt, hat trotz Rückschlägen im 
heutigen Europa der Zwölf konkrete For­

men angenommen und feste Ziele für die 
Zukunft abgesteckt. Diese neue Dimen­
sion ist auch eine neue Herausforderung 
für die ausserhalb der E G  stehenden 
Staaten, ihre Situation zu überdenken. 
Dies gilt gerade auch für unser Land, 
wobei die aufgrund des Zollvertrages ge­
gebene Partnerschaft eine wichtige Kom­
ponente einer solchen Analyse sein 
muss.» Die Ziele der E G  sind, so erklärte 
er weiter, im wesentlichen politische Zie­
le, weshalb es vor allem auch politische 
Fragen seien, welche die Position unseres 
Landes gegenüber der  europäischen Inte­
gration bestimmten: «Liechtenstein wird 
mit Konsequenz seine Interessen vertre­
ten im Bewusstsein, dass Europa sich in 
einer äusserst bedeutenden Phase des in­
tegrationspolitischen Prozesses befin­
det.» Wie eine Nachrichtenagentur be­
richtete, soll Regierungschef Brunhart in 
Brüssel mit Blick auf die EG-Diskussion 
erklärt haben, e r  wolle nun «richtig in sie 
hineinsteigen» und nun bei den «Analy­
sen und Abklärungen mit der  Schweiz 
mehr die politische Dimension der EG-
Integration bei und nach der Schaffung 
des EG-Binnenmarktes ohne Grenzen 
ansprechen.» 

Wie geht es weiter? 
Der Themenkreis für die Festlegung 

der liechtensteinischen Position ist mit 
diesen diversen Erklärungen zweifellos 
abgesteckt. Was noch fehlt, ist die kon­
krete Verwirklichung dieser Absichtser­
klärungen. Im Mittelpunkt wird dabei der 
Zollvertrag mit der Schweiz stehen, denn 
ohne Absprache mit der Schweiz kann 
keine Europa-Tätigkeit in Angriff ge­
nommen werden. Die Regierung ist sich 
bewusst, wie aus verschiedenen Stel-
lungsnahmen hervorgeht, dass einerseits 
der Zollvertrag überarbeitet werden soll­
te, anderseits auch jene Bereiche der Eu­
ropapolitik einer Definition bedürfen, die 
nicht durch den Zollvertag abgedeckt 
sind. Schon bei der Erarbeitung des Wäh­
rungsvertrages versprach die Regierung, 
den Zollvertrag als Schlüsselverhältnis 
zwischen der Schweiz und Liechtenstein 
einer Untersuchung zu unterziehen. I n  
der Zwischenzeit sind rund acht Jahre 
vergangen, ohne dass dieses Unterneh­
men an die Hand genommen worden wä­
re. Und heute, im Vorfeld von Europa 
1992, sollten diese Studien für die Weiter­
arbeit vorhanden sein - doch vorerst gibt 
es nur leere Hände und viele schöne Wor­
te. Die VU-Aussenpolitik setzt immer 
noch mehr auf Schein, die harte Kno­
chenarbeit wird vor sich her geschoben. 

(G.M.) 

Die Zukunft Österreichs liegt in Europa 
Landeshauptmann Purtscher vor der Rheintalischen Grerzgemeinschaft für  EG-Beitritt 

Europa formiert sich - mit oder ohne 
Österreich. Deshalb habe Österreich als 
neutrales Land seinen Willen klar zu be­
kunden, und die EG werde zu entschei­
den haben, ob ein neutrales Österreich 
als wahrscheinlicher Vorreiter für die an­
deren europäischen Neutralen in dieser 
Gemeinschaft akzeptiert werde. Mit die­
sem klaren Bekenntnis zu einem öster­
reichischen EG-Beitritt schloss der Vor­
arlberger Landeshauptmann Dr. Martin 
Purtscher am Donnerstag abend in Luste-
nau vor der Rheintalischen Grenzge­
meinschaft seinen Vortrag über «Europa 
- Ideale und Wirklichkeit». Österreichs 
Vergangenheit sei Europa, Österreichs 
Zukunft liege in Europa. 

Die Rheintalische Grenzgemeinschaft, 
ein Gremium zur granzüberschreitenden 
Zusammenarbeit im Raum St.Gallen, 
Vorarlberg und Liechtenstein, bemüht 
sich nach den Worten ihres Präsidenten, 
Anton Stadler, um die Überwindung al­
ter Strukturen, was sich im Rheintal mit 
drei Staaten, einer Bevölkerungszahl von 
über 200 000 Personen und einer blühen­
den Exportwirtschaft besonders anbiete. 
Mit dem Vorarlberger Landeshauptmann 

Dr. Martin Purtscher fand die Rheintali­
sche Grenzgemeinschaft einen: Referen­
ten, der sich seit einiger Zeit für den 
Schritt Österreichs in die E G  einsetzt -
und dafür eine Reihe von Gründen an­
führen kann. 

Purtscher gehört zurzeit wohl zu den 
profiliertesten OeVP-Politikern und lei­
tete auch die Arbeitsgruppe der Volks­
partei, die vor kurzem einen Bericht über 
die europäische Integration ablieferte. 
Die E G  weiss nach seinen Worten im 
Moment noch nicht, was sie wolle - zu­
mindest wenn die verschiedenen Äusse­
rungen prominenter Politiker zum Mass­
stab genommen würden. Die Gelegen­
heit, die E G  zu einer Klärung ihrer Zu-
kunftsperspektiven anzuhalten, sei des­
halb günstig: «Wenn Österreich seinen 
Beitrittsantrag in Brüssel hinterlegt, muss 
die E G  Farbe bekennen. Akzeptiert die 
E G  den immerwährend Neutralen als 
Vollmitglied, muss sie sich über die eige­
ne politische Zukunft klar werden.» 

Purtscher lehnt für die Zukunft Euro­
pas einen europäischen Einheitsstaat ab,  
sondern als überzeugter Förderaiist tritt 

er für ein «dezentral organisiertes, föde­
ralistisches Europa im Sinne der Sehn­
sucht vieler Menschen nach überschauba­
ren Lebensräumen» ein, wo es gelte, in 
der Verschiedenheit das Gemeinsame zu 
suchen. So sehr man für einen gemeinsa­
men Markt eintreten könne, der sich aus 
der Sachlogik der Wirtschaft ergebe, die 
Eigenständigkeit der einzelnen Länder 
der Nationalkulturen sei ein unverzicht­
barer Wert, der  bewahrt werden müsse. 

Die Neutralität bezeichnete Purtscher 
in seinen weiteren Ausführungen als un­
verzichtbar für Österreich, aber gleichzei­
tig keinen Hinderungsgrund für den Weg 
in die EG.  Die EFTA-Staaten müssen 
nach seinen Worten ihre Position klarle­
gen, wobei e r  für Österreich die stärkste 
Verflochtenheit mit den EG-Staaten in 
wirtschaftlicher Sicht ausmachte. Ein 
ideales Europa wird es, so Purtscher, 
wohl nicht geben, aber: «Für mich ist das 
europäische Ideal eine Wirtschaftsge­
meinschaft mit einem hohen Lebens- und 
Sozialstandard, einer Fülle von Regional-
und Nationalkulturen in einer sorgsam 
behüteten Umwelt, ein Europa der Viel­
falt, ein Europa der Regionen.» (G.M.) 
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Beitrittsverhandlungen 
erst nach 1992 

Brüssel (spk/dpa) Bei einem Antrag 
Österreichs auf Vollmitgliedschaft in der 
Europäischen Gemeinschaft können die 
Beitrittsverhandlungen nach Ansicht der 
Wiener Regierung erst nach 1992 be­
ginnen. 

Der österreichische Vizekanzler und 
Aussenminister Alois Mock sagte am 
Freitag am Rande eines Besuchs bei der 
EG-Kommission in Brüssel, die E G  räu­
me der Vollendung des Binnenmarkts bis 
1992 Vorrang ein. Es sei daher wirklich­
keitsnah anzunehmen, dass die E G  und 
Österreich substantielle Beitrittsgesprä­
che erst danach aufnehmen könnten. 

Dies schliesse aber nicht aus, dass 
schon vorher Sondierungsverhandlungen 
geführt würden. Die österreichische Re­
gierung will im kommenden Jahr ent­
scheiden, ob sie die Aufnahme des Lan­
des in die E G  beantragen werde. Mock 
bestätigte, dass die Sowjetunion einem 
solchen Antrag skeptisch gegenübersteht. 
Dies habe die sowjetische Führung ihm 
und Bundeskanzler Franz Vranitzky 
deutlich gemacht. 

Verfahren gegen Türken-
Schlepperbande 

Varese/I (spk) Drei Italiener und fünf 
Türken sind am Donnerstag von der 
Staatsanwaltschaft Varese wegen «ban-
denmässiger Begünstigung heimlicher 
Auswanderung» angeklagt worden. Die 
Schlepperorganisation habe auf der Ach­
se Türkei-Italien-Schweiz-Deutschland 
türkische Schwarzarbeiter vermittelt, 
schreibt der  «Corriere del Ticino» am 
Freitag. 

Die drei Italiener operierten laut «Cor­
riere del Ticino» von Mailand und Varese 
aus. Die Türken waren entlang der Achse 
aktiv und sorgten nach der Ausreise der 
Schwarzarbeiter aus der Türkei und der 
heimlichen Einwanderung in die Schweiz 
für deren Weitertransport. 

Die Ermittlungen wurden aufgenom­
men, so der «Corriere», als vor einigen 
Wochen auf der Autobahn zwischen Mai­
land und Varese ein Kleintransporter mit 
29 Türken (auch Kinder waren darunter) 
und ein Begleitfahrzeug von den Carabi-
nieri gestoppt wurden. 

KOMMENTAR 
Das traurige Ereignis, das die Bevölke­

rung von Balzers in Angst und Schrecken 
versetzte, liegt bald drei Jahre zurück. 
Dennoch hat es seine Aktualität behalten, 
denn einerseits lassen die inzwischen wie­
der aufgenommenen Schiessübungen, die 
Auslöser f ü r  den verheerenden Waldbrand 
waren, die Gedanken an das Unglück zu­
rückschrecken. Anderseits bleibt die A k ­
tualität erhalten, weil in den zurückliegen­
den drei Jahren keine vertragliche Rege­
lung zwischen der Schweiz und Liechten­
stein über die Schiessübungen, insbeson­
dere über die geforderte Änderung der 
Schiessrichtung oder des Verbots von 
Schiessübungen im Waldbrandgebiet er­
reicht werden konnte. 

Die liechtensteinischen Forderungen 
sind bekannt, wie Regierungschef Hans 
Brunhart in einer Antwort a u f  die kleine 
Anfrage der stellvertretenden FBP-Abge-

Warten und vertrösten 
ordneten Rösle Eberle erklärte*- Auch die 
Schweiz hat, wie er weiter ausführte, ihre 
Haltung «vor längerer Zeit» übermittelt. 
Dass sich die beiden Standpunkte entge­
genstehen, dürfte wohl kaum eine Überra­
schung sein. Überrascht hingegen ist man, 
wenn man zur Kenntnis nehmen muss, 
dass noch keine Annäherung der Stand­
punkte erfolgte. A u s  den Worten des Re­
gierungschefs geht nicht einmal eindeutig 
hervor, ob die Abklärungen in bezug auf 
die schweizerischen Vorstellungen nur im 
internen Kreis erfolgten oder schon im 
Rahmen schweizerisch-liechtensteinischen 
Verhandlungen. 

Unsicherheit k o m m t  auch bei der Inter­
pretation des folgenden Satzes auf: «Die 
Regierung wird sich noch im Verlaufe die­
ses Monats mit den konkreten Ergebnissen 
der Verhandlungen befassen können.» 
Kann man davon ausgehen, dass die Ver­
handlungen bereits vor dem Ende stehen? 
Oder handelt es sich erst um eine interne 
Verhandlungsposition, nachdem der Re­
gierungschef vorgängig von soeben abge­
schlossenen Abklärungen in bezug au f  die 
schweizerische Verhandlungsposition 
sprach? 

Die «definitive Beschlussfassung» ist 
nach den Ausführungen des Regierungs­
chefs noch in diesem Jahr zu  erwarten. 
Schon früher gab es Ankündigungen, dass 
Verhandlungen oder Lösung bevorstehen 
würden. Warten wir einmal ab. (G.M.) 

Parlament-Theater 
• I  

in Osterreich 
Wien (AP) U m  auf die ihrer Ansicht 

nach schleppende internationale Fahn­
dung nach Udo  Proksch, dem wegen 
einer ganzen Reihe von Delikten gesuch­
ten ehemaligen Chef der Traditionskon­
ditorei «Demel» in Wien, aufmerksam zu 
machen, sind zwei Abgeordneten der 
Grünen am Freitag mit schwarzen Perük-
ken und Bärten als «Südländer» verklei­
det im Wiener ^Parlament aufgetaucht' 
und haben eine Sitzungspause erzwun­
gen. Nationalratspräsident Leopold 
Gratz, dem gute Beziehungen zu dem 
flüchtigen Proksch nachgesagt werden, 
weigerte sich, die beiden Abgeordneten 
als legitim anzuerkennen. 

«Ich kann nicht feststellen, ob Fremde 
im Saal sind», erklärte Gratz und verlang­
te, dass die «unbekannten» Personen den 
Saal verlassen sollten. «Erkennen Sie 
nicht unsere Stimmen», riefen die Abge­
ordneten Gratz zu, der eine Sitzungspau­
se zur Überprüfung der Ausweise der 
beiden «Südländer» anordnete. 

Zigaretten 1989 um zehn 
Rappen teurer? 

Bern (AP) Das Päckchen Zigaretten 
wird aller Voraussicht nach nächstes Jahr 
um zehn Rappen teurer. Anfang 1989 soll 
nämlich der Steuertarif für Zigaretten er­
höht werden, wie aus dem am Freitag 
veröffentlichten Schweizer Bundesbudget 
hervorgeht. 

Im Voranschlag werden 850 Millionen 
Franken Ertrag aus  der Tabaksteuer ein­
gestellt, 50 Millionen mehr als im Budget 
dieses Jahres und im Legislaturfinanz­
plan. Durch die Steuererhöhung ergibt 
sich eine Preiserhöhung pro Zigaretten-
Päckchen u m  zehn Rappen. Trotz des 
Preisaufschlags wird ein gleichbleibender 
Tabakkonsum angenommen, wie es in 
der Botschaft heisst. 

Die Anpassung der Tabaksteuer liegt 
in der  Kompetenz des Bundesrates. E r  
muss die geplante Erhöhung des Steuer­
tarifs für Zigaretten noch genehmigen. 


